
Grundlohnsumme wieder im Fokus:  

Was bedeutet das für Heilmittelerbringende? 
 

Nach Jahren mit größeren Verhandlungsspielräumen zeichnet sich ab 2027 eine 
mögliche Rückkehr zu einer stärkeren Orientierung an der Grundlohnsummen-
Veränderungsrate (GLV) im Heilmittelbereich ab. 

Zwischen 2017 und 2024 war die klassische Kopplung der Vergütungen an die 
sogenannte Grundlohnsummen-Veränderungsrate (GLV) weitgehend aus der 
starren Bindung gelöst beziehungsweise gelockert. Dadurch konnten deutliche 
Preissteigerungen und bundesweite Angleichungen erreicht werden. 

Aktuell deutet jedoch vieles darauf hin, dass die Politik künftig wieder stärker auf 
Beitragsstabilität und begrenzte Vergütungssteigerungen setzen möchte. Grundlage 
dafür ist ein geplanter Gesetzentwurf, der sich derzeit noch im parlamentarischen 
Verfahren befindet und noch nicht beschlossen ist. 

 

Rückblick: Warum die GLV zeitweise ausgesetzt wurde 

Mit dem Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetz (HHVG) wurde die starre Bindung an 
die Grundlohnsummenrate erstmals für die Jahre 2017 bis 2019 aufgehoben. Ziel war 
es, die Vergütungsunterschiede zwischen den Bundesländern zu reduzieren und die 
Heilmittelberufe wirtschaftlich attraktiver zu gestalten. 

Ab 2019 wurde diese Entwicklung durch das Terminservice- und Versorgungsgesetz 
(TSVG) weitergeführt. In dieser Zeit konnten bundesweit einheitliche Höchstpreise 
verhandelt werden – deutlich unabhängiger von der bisherigen Deckelung durch 
die Grundlohnsummenrate. 

Die Vergütungen wurden direkt zwischen Berufsverbänden und dem GKV-
Spitzenverband ausgehandelt. Die GLV spielte dabei zwar weiterhin eine Rolle als 
Orientierungsgröße, war jedoch nicht mehr als feste Obergrenze wirksam. 
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Die Entwicklung der podologischen Vergütung (2016–2021 am Beispiel der 
AOK West, danach bundeseinheitlich) 

Wie unterschiedlich sich die Rahmenbedingungen auf die Vergütungsentwicklung 
ausgewirkt haben, zeigt ein Blick auf die podologische Komplexbehandlung.  

 

Jahr Vergütung 
2016 28,90 € 
2017 29,70 € 
2018 31,50 € 
2019 33,00 € 
2020 34,50 € 
2021 44,00 € 
2022 47,00 € 
2023 50,14 € 
2024 52,49 € 
2025 54,02 € 
2026 55,49 € 
 

Während die Vergütungen bis 2020 nur schrittweise anstiegen, kam es ab 2021 zu 
deutlich stärkeren Anpassungen. Hintergrund war nicht nur die gelockerte Bindung 
an die Grundlohnsummenrate, sondern vor allem die Regelung des Terminservice- 
und Versorgungsgesetzes (TSVG). Dadurch wurden Vergütungen bundesweit stärker 
angeglichen und bestehende Unterschiede zwischen den Bundesländern reduziert. 

Gleichzeitig zeigt die Entwicklung für 2026 bereits eine moderatere Dynamik. Trotz 
steigender Kosten in den Praxen fallen die Vergütungssteigerungen geringer aus. 
Viele sehen darin einen möglichen Hinweis auf eine künftig restriktivere 
Verhandlungssystematik. 
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Bereits jetzt mehr Druck in den Verhandlungen 

Auch wenn die geplanten gesetzlichen Änderungen noch nicht beschlossen sind, 
zeigt sich bereits heute ein spürbar höherer Druck in den Vergütungsverhandlungen. 

Die Grundlohnsummen-Veränderungsrate für 2026 beträgt laut Bundesministerium für 
Gesundheit 5,17 Prozent. Dennoch fallen die tatsächlichen Vergütungssteigerungen 
im Heilmittelbereich bereits teilweise niedriger aus. 

Damit gewinnt die Grundlohnsumme wieder stärker an faktischer Bedeutung als 
Orientierungsgröße, ohne dass sie rechtlich bereits als feste Obergrenze gilt. 

 

Höhere Zuzahlungen bringen keine zusätzlichen Einnahmen 

Zusätzlich ist geplant, die Zuzahlung der Versicherten pro Heilmittelverordnung von 
bisher 10 Euro auf 15 Euro anzuheben. 

Für Heilmittelerbringende ergibt sich daraus jedoch keine zusätzliche Vergütung. Die 
Beträge werden im Auftrag der Krankenkassen eingezogen und vollständig 
weitergeleitet. 

 

Aktueller Stand des Gesetzes 

Der Gesetzentwurf befindet sich derzeit in den parlamentarischen Beratungen im 
Bundestag. Ziel der Bundesregierung ist es, das Verfahren noch vor der 
Sommerpause 2026 abzuschließen, sodass mögliche Regelungen ab 2027 greifen 
könnten. 

Ob das Gesetz in dieser Form verabschiedet wird, bleibt derzeit abzuwarten. 

 

Einordnung der aktuellen und künftigen Entwicklung 

Auch wenn die gesetzlichen Änderungen noch nicht beschlossen sind, lässt sich die 
Entwicklung zeitlich bereits klar unterscheiden: 

 

2025 und 2026 (laufende Übergangsphase) 

Die Vergütungen für diese Jahre sind bereits verhandelt. In der Praxis zeigt sich 
jedoch, dass die wirtschaftliche Gesamtsituation der gesetzlichen 
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Krankenversicherung zunehmend stärker in die Preisfindung einfließt. Die 
Grundlohnsumme gewinnt dabei wieder an faktischer Bedeutung als 
Orientierungsgröße, ohne dass sie rechtlich bereits verbindlich als Obergrenze 
wirkt. 

 

Ab 2027 (geplanter Entwurf – noch nicht beschlossen) 

Nach aktuellem Stand des Gesetzentwurfs ist vorgesehen, dass die 
Grundlohnsumme wieder als verbindliche Obergrenze für 
Vergütungssteigerungen im Heilmittelbereich herangezogen wird. Damit 
würde der bisher erweiterte Verhandlungsspielraum eingeschränkt. 

 

2027 bis 2029 (geplante zusätzliche Begrenzung im Entwurf) 

Im aktuellen Entwurf ist für diesen Zeitraum vorgesehen, dass die 
Vergütungsanpassungen nicht nur an die Grundlohnsumme gebunden sind, 
sondern diese zusätzlich unterschreiten sollen – um bis zu einen Prozentpunkt 
unterhalb der jeweiligen Entwicklung. Hintergrund ist die angestrebte 
Entlastung der gesetzlichen Krankenversicherung. 

 

Fazit 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass größere Verhandlungsspielräume im 
Heilmittelbereich möglich sind. Gleichzeitig deutet die aktuelle politische Entwicklung 
darauf hin, dass künftig wieder stärker auf Beitragsstabilität im System der 
gesetzlichen Krankenversicherung geachtet werden soll. Damit rücken 
wirtschaftliche Steuerungsmechanismen erneut stärker in den Fokus, was sich mittel- 
und langfristig auch auf die Vergütungssituation in der Podologie auswirken kann. 

Hinzu kommt, dass die Anforderungen an Praxen insgesamt kontinuierlich steigen. Ein 
wesentlicher Baustein ist dabei die Telematikinfrastruktur (TI), die zunehmend 
verpflichtend in den Praxisalltag integriert wird. Damit verbunden sind nicht nur 
technische Umstellungen, sondern auch klare Vorgaben in Bezug auf digitale 
Prozesse, Sicherheit und Dokumentation. Diese Entwicklungen führen zu zusätzlichen 
organisatorischen und finanziellen Aufwänden, die in der wirtschaftlichen 
Gesamtbetrachtung einer Praxis berücksichtigt werden müssen. 

Für Praxisinhabende wird es daher zunehmend wichtiger, die eigene wirtschaftliche 
Planung, Preisstruktur und Praxisorganisation regelmäßig zu überprüfen. Gleichzeitig 
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gewinnt die saubere Kalkulation von Privatpreisen weiter an Bedeutung, 
insbesondere vor dem Hintergrund steigender Kosten und wachsender 
Anforderungen im System. Auch der Anteil privat zahlender Patienten wird 
strategisch stärker in den Blick genommen werden müssen, um wirtschaftliche 
Stabilität zu sichern. 

Darüber hinaus werden effiziente Praxisabläufe sowie ein bewusster Umgang mit 
produktiven und unproduktiven Zeiten weiter an Relevanz gewinnen – nicht zuletzt, 
um zusätzliche Belastungen durch regulatorische und digitale Anforderungen 
abzufedern. 

Zudem könnte die aktuelle Entwicklung bei einigen Praxen die Frage nach einer 
stärkeren wirtschaftlichen Unabhängigkeit von den gesetzlichen Krankenkassen in 
den Fokus rücken. Da podologische Leistungen nicht grundsätzlich an eine 
Kassenzulassung gebunden sind, eröffnen sich hier unterschiedliche Praxismodelle. 
Auch privat geführte Praxen bieten eine vollständige podologische Versorgung an – 
mit eigenem Profil und unternehmerischer Gestaltungsfreiheit. Der sektorale 
Heilpraktiker für Podologie erweitert diesen Gestaltungsspielraum zusätzlich, da er 
innerhalb der podologischen Tätigkeit eine eigenständige Diagnostik und Therapie 
ermöglicht. 
 

*** 
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